
 

   Allgemeine Geschäftsbedingungen LOKO TRANS Slovakia, s.r.o.  
                  für Reparaturen, Revisionen und andere Arbeiten an Eisenbahngüterwaggons 

(im Folgenden „AGB“ bezeichnet) 

 
1. Einleitende Bestimmungen 

 
1.1 Die Handelsgesellschaft LOKO TRANS Slovakia, s.r.o., mit Sitz in: Cintorínska 57, 942 01 Šurany, 

Ident.-Nr.: 36 551 261, eingetragen im Handelsregister des Bezirksgerichtes Nitra, Abt.: Sro, 

Einlage-Nr.: 13685/N (im Folgenden „LTS“ oder „Auftragnehmer“ bezeichnet) erbringt im 

Rahmen seiner Geschäftstätigkeit an den Güterwaggons (nachfolgend „Waggon/Wagen“ 

genannt) Reparatur-, Revisions- und sonstige Arbeiten (nachfolgend „Dienstleistungen“ 

genannt).   

1.2 Diese AGB stellen im Sinne von § 273 des Gesetzes Nr. 513/1991 Slg. des Handelsgesetzbuchs 

(HGB) Bestandteil jedes Vertrages, Rahmenvertrages oder Auftrages (nachstehend „Vertrag“ 

genannt) dar, dessen Gegenstand die Erbringung von Dienstleistungen durch LTS ist. 

1.3 Für den Zweck dieser AGB wird jede natürliche oder juristische Person, die die Erbringung von 

Dienstleistungen, bzw. eine der bereitgestellten Dienstleistungen (im Folgenden als 

„Auftraggeber“ bezeichnet) bei LTS in Auftrag stellt, als Auftraggeber verstanden. LTS und der 

Auftraggeber werden gemeinsam als „Vertragsparteien“ oder einzeln als „Vertragspartei“ 

bezeichnet.  

1.4 Diese AGB stellen einen untrennbaren Bestandteil des Vertrages dar. Sofern die AGB 

Bestimmungen enthalten, die von den Bestimmungen des Vertrags abweichen, haben die 

Bestimmungen des Vertrags Vorrang vor den Bestimmungen der AGB. Die Gültigkeit und 

Wirksamkeit der im Vertrag zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten, von den 

AGB abweichenden oder ergänzenden Bedingungen, bedürfen deren Schriftform.  

2. Vertragsgegenstand 
 

1.1  Gegenstand dieses Vertrages ist die Erbringung von Dienstleistungen des Auftragnehmers für 

den Auftraggeber. Die Leistungen werden im Vertrag bzw. in dessen eventuellen Anlagen 

spezifiziert. Der Vertag muss die Benennung der Vertragsparteien, die Spezifikation der von LTS 

dem Auftraggeber zu erbringenden Leistungen, unter Bezugnahme auf eine konkrete 

Reparaturvorschrift, ein Preisangebot, der sich auf konkrete Reparaturvorschrift bezieht, 

enthalten.   

1.2 Der Auftragnehmer verpflichtet sich, dem Auftraggeber die im Vertrag spezifizierten Leistungen 

innerhalb der vereinbarten Frist zu erbringen, und der Auftraggeber verpflichtet sich, dem 

Auftragnehmer den Preis für die erbrachten Leistungen ordnungsgemäß und rechtzeitig zu 

zahlen. 



 

3. Preis- und Zahlungsbedingungen 
 

1.1 Der Preis für den Vertragsgegenstand ergibt sich aus dem jeweiligen Preisangebot des 

Auftragnehmers, das dem Vertrag als Anlage beigefügt ist. Die Preise in den Angeboten sind 

ohne Mehrwertsteuer angeführt.  

1.2 Sofern im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, beträgt der Preis für 1 Normstunde Arbeit (oder 

Erbringung von Dienstleistungen) 45,--EUR ohne Mehrwertsteuer.  

1.3 Sofern im Vertrag nichts anderes vereinbart ist, beträgt der Preis für 1 NS (Normstunde) der 

Sonderarbeiten (bzw. Erbringung von Sonderleistungen) 90,-- EUR/ohne Mehrwertsteuer, 

wobei unter Sonderarbeiten bzw. Sonderleistungen sind Sonderreparaturen von Lokomotiven 

oder anderen Schienenfahrzeugen und -maschinen, Mess- und Untersuchungsarbeiten an 

Schienenfahrzeugen, besondere Vorbereitungs- und Servicearbeiten für Audits, Inspektionen 

oder sonstige Untersuchungs- und Überwachungstätigkeiten zu verstehen. 

1.4 Mehrarbeit, gewaltsame Beschädigungen, betriebliche Änderungen und die Unterlieferungen 

von Sondertätigkeiten unterliegen stets einer individuellen Beurteilung je nach Wagen und sind 

nicht im Grundumfang der Dienstleistungen enthalten.  Die Vertragsparteien haben vereinbart, 

dass alle vom Auftraggeber beantragten über den vertraglich vereinbarten Umfang 

hinausgehenden Leistungen, deren Notwendigkeit sich bei der Ausführung des Werks (bzw. 

Erbringung der Leistung) ergibt bzw. an deren Erbringung über den vereinbarten Rahmen der 

Auftraggeber eventuell Interesse haben würde, werden als Mehrarbeit verstanden. Die 

Mehrarbeit hat der Auftragnehmer nur im Einvernehmen beider Vertragsparteien 

durchzuführen. Im Falle deren Abstimmung trägt die Kosten der Auftraggeber. Der Preis von 

Mehrarbeit wird  

- als der Preis für das tatsächlich realisierte Volumen der Standardstunden, wobei der Preis 

von 1 Normstunde im jeweiligen Preisangebot vereinbart wird, 

- als der Preis für tatsächlich installierte Ersatzteile und Material, festgestellt. 

1.5 Im Falle einer Änderung der Selbstkostenpreise um mehr als 5 % (gilt für Lieferung/Belieferung 

länger als 3 Kalendermonate, wobei eventuelle Verspätung nicht der Auftragnehmer 

verursacht), der vom Auftragnehmer eingekauften (wie etwa Material, Ersatzteile, 

Bedarfsartikel, Dienstleistungen...), für die Fertigstellung des Werks erforderlichen einzelner 

Vorleistungen (bzw. für die Erbringung der Leistung), werden entsprechend auch alle 

betroffenen Preise gemäß Anlagen zum Vertrag, die im Voraus mit dem Auftraggeber vereinbart 

wurden, und mit denen der Auftraggeber im Voraus einverstanden ist, angepasst. 

1.6 Sämtliche mit dem Transport von Waggons verbundenen Kosten (die zur Reparatur vorgesehen 

sind oder an denen die Dienstleistung erbracht werden soll), zur Betriebsstätte des 

Auftragnehmers und zurück, gehen ausschließlich zu Lasten des Auftraggebers. 

 



 

1.7 Der Auftraggeber verpflichtet sich, den Preis für den Vertragsgegenstand aufgrund einer 

Rechnung zu zahlen. Die Rechnung hat die Angaben gemäß dem Gesetz Nr. 222/2004 Slg. über 

die Mehrwertsteuer und dem Gesetz Nr. 563/2009 Slg. zur Steuerverwaltung zu enthalten. 

1.8 Die Rechnung wird vom Auftragnehmer nach der Erbringung der Dienstleistung erstellt und ist 

innerhalb von 30 Tagen gemäß dem im Protokoll über die Fertigstellung der Arbeiten 

bestätigten Datum der Erbringung der Dienstleistung fällig, wobei die Vertragsparteien eine 

Vereinbarung getroffen haben, dass jede einzelne Übergabe und Übernahme der Waggons 

(Teilleistungserfüllung) die nach dem Vertrag gefertigt wurden, wird der Auftragnehmer 

gesondert in Rechnung stellen. Der Auftraggeber ist berechtigt, die Rechnung an den 

Auftragnehmer zurückzusenden, sollte die Rechnung falsche Preisangaben und/oder andere als 

im Vertrag angegebene Angaben enthalten. 

1.9 Ist der Auftraggeber mit der Zahlung des Preises oder einer sonstigen Zahlung an den 

Auftragnehmer in Verzug, verpflichtet sich der Auftraggeber, dem Auftragnehmer 

Verzugszinsen in Höhe von 0,05 % des geschuldeten Betrags für jeden Tag des Verzugs zu zahlen. 

1.10 Der Auftraggeber ist ohne vorherige schriftliche Zustimmung des Auftragnehmers nicht 

berechtigt, eine oder irgendeine Forderung gegen den Auftragnehmer gegen die Verpflichtung 

aus der vom Auftragnehmer gemäß Vertrag ausgestellten Rechnung aufzurechnen. 

1.11 Die aus dem Vertrag hervorgehenden Zahlungsverpflichtungen des Auftraggebers werden mit 

dem Tag der vollständigen Gutschrift der Zahlung auf dem Konto des Auftragnehmers als erfüllt 

verstanden. Die Zahlung wird vom Auftraggeber auf das in der Kopfzeile des Vertrages 

angegebene Konto des Auftragnehmers geleistet. 

1.12 Im Falle einer von beiden Vertragsparteien bestätigten wesentlichen Änderung des 

Reparaturumfangs, bereits bei deren Feststellung bzw. während des Reparaturverlaufs, gehen 

alle damit anfallenden Mehrkosten ausschließlich zu Lasten des Auftraggebers. 

1.13 Im Falle einer gewaltsamen Beschädigung oder Feststellung fehlender Teile (nach Anlegen der 

Waggons oder während des Reparaturverlaufs) wie auch der Notwendigkeit des Einbaus der 

Ersatzteile ist der Auftragnehmer berechtigt, die Reparatur um die für die Sicherung der 

Ersatzteile angemessene Zeit zu verlängern. Die erhöhten Kosten, verpflichtet sich der 

Auftraggeber zu entrichten. 

1.14 Im Falle des Ausbaus von irreparablen Ersatzteilen und Komponenten und des Einbaus neuer 

oder altgebrauchter Teile, teilt der Auftragnehmer dem Auftraggeber deren Spezifikation mit. 

Der Auftraggeber hat in solchem Fall binnen 15 Tagen nach Benachrichtigung des 

Auftragnehmers zu entscheiden, ob er solche ausgebauten Teile behält und unverzüglich auf 

eigene Handling- und Transportkosten abtransportiert, oder diese dem Auftragnehmer zum 

Rückkauf anbieten wird (dazu wird schriftliche Vereinbarung geschlossen) und dieser wird 

anschließend nach eigenem Ermessen darüber verfügen. 

1.15 Der Auftragnehmer ist berechtigt, dem Auftraggeber den Preis für sonstige 

Verwaltungsleistungen und Leistungen, die nicht im Preis für den Vertragsgegenstand (oder für 

die Erbringung von Dienstleistungen) enthalten sind in Rechnung zu stellen, aber mit dem 

 



 

Vertragsgegenstand zusammenhängen und die der Auftraggeber bestellt, oder sie durch sein 

Handeln, Unterlassen oder Verspäten gegenüber dem Auftragnehmer, jeweils nach der aktuellen 

Preisliste der Leistungen des Auftragnehmers, hervorgerufen hat. Die Preisliste der 

Dienstleistungen stellt eine Anlage zum Vertrag dar. Ihre aktualisierte Fassung wird der 

Auftragnehmer an den Auftraggeber unverzüglich nach der Aktualisierung per E-Mail übersenden.  

4. Ort, Datum und Bedingungen der Leistungserbringung 
 

1.1 Sofern im Vertrag nichts anderes angegeben ist, ist der Erfüllungsort für den Vertragsgegenstand 

die Betriebsstätte des Auftragnehmers, die sich an Adresse: Cintorínska 57, 942 01 Šurany 

befindet.  

1.2 Der Zeitplan des Anlegens der Waggons, an denen die Leistung erbracht werden soll, wird von den 

Vertragsparteien im Vertrag vereinbart. Für den Fall, dass der Auftraggeber die Waggons nicht 

innerhalb der vereinbarten Fristen an den Auftragnehmer anlegt, wird der Auftragnehmer eine 

Ersatzfrist für die Leistung setzen, die in diesem Fall für den Auftraggeber verbindlich ist. 

1.3 Der Auftraggeber hat auf Verlangen des Auftragnehmers, ihm die zur Durchführung des Werkes 

(bzw. zur Erbringung der Dienstleistung) eigene technische Dokumentation und notwendige 

Mitwirkung für die Durchführung des Werks (bzw. zur Erbringung der Dienstleistung) zur 

Verfügung zu stellen. Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer auf Verlangen des 

Auftragnehmers ohne unnötige Verzögerung die für die ordnungsgemäße und qualitativ 

hochwertige Ausführung der Arbeiten (bzw. der Erbringung der Dienstleistung) erforderliche 

Unterstützung und professionelle Beratung zu leisten. 

1.4 Der Umfang der Reparatur von Waggons wird so durchgeführt, dass die geltenden Vorschriften, 

Richtlinien und spezifischen Anforderungen des Auftraggebers eingehalten werden.  

1.5 Die Waggons werden nach dem Einverständnis beider Vertragsparteien in der Werkstatt 

übernommen, und zwar elektronisch per E-Mail-Kommunikation oder unter persönlicher 

Beteiligung beider Vertragsparteien. Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber den Abschluss der 

Reparatur der Waggons am Tag des Abschlusses der Reparatur mitzuteilen, damit dieser den 

Gegenstand des Werks oder einen Teil davon zum vereinbarten Zeitpunkt durch seinen 

Beauftragten übernehmen kann. Es gilt dabei, dass die späteste Übernahme des Werks durch den 

Auftraggeber innerhalb von 7 Kalendertagen ab dem Datum des vom Auftragnehmer dem 

Auftraggeber mitgeteilter Fertigstellung der Reparatur erfolgt. Über die Abnahme des Werkes oder 

eines entsprechenden Teils davon wird ein Abnahmeprotokoll erstellt, das von beiden 

Vertragsparteien unterzeichnet wird. 

1.6 Die Fristen für die Reparaturen einzelner Waggons beginnen mit dem Tag der Übergabe der 

Waggons zur Reparatur. Der Zeitpunkt des Reparaturabschlusses wird immer bei der Übergabe der 

Waggons zur Reparatur vereinbart oder richtet sich nach den Vertragsbestimmungen.  

 

1.7   



 

1.7 Nach der Übernahme der Waggons aus der Reparatur hat der Auftraggeber die Waggons binnen 

7 Kalendertagen von der Anschlussbahn LOKO TRANS Slovakia, s.r.o. wegzuschieben, andernfalls 

kann ihm die LOKO TRANS Slovakia, s.r.o. eine Pauschale von 3 Euro (in Worten drei Euro) pro 

Waggon und Tag berechnen.  

1.8 Wird der Auftragnehmer aufgrund der Nichtlieferung von Ersatzteilen durch den Auftraggeber 

gezwungen die Arbeiten am reparierten Waggon zu unterbrechen, sollte der Auftraggeber um  

Lieferung eigener Ersatzteile ausdrücklich verlangt/verlangt haben, werden sämtliche mit der 

Arbeitsunterbrechung verbundenen Kosten (An-/Abkuppeln des Waggons, Verschiebung, 

Ausfallzeiten etc.) dem Auftraggeber außerhalb des vereinbarten Preisangebots in Rechnung 

gestellt. 

1.9 Zur Reparatur angelegten Waggons müssen von groben Verunreinigungen und 

Untergrundrückständen außen und innen gereinigt werden. Sollte der Auftraggeber dieser 

Pflicht nicht nachgehen, wird der Auftragnehmer die Übernahme bzw. die mit der Reinigung 

entstandenen Kosten ihm in Rechnung stellen, womit der Auftraggeber vorab einverstanden ist 

und die Rechnungsstellung des Auftragnehmers akzeptiert. Eine komplette Sandstrahlung des 

Waggons muss individuell vereinbart werden.   

1.10 Stellt der Auftragnehmer fest, dass die beantragte Reparatur aufgrund des Zustandes des 

Waggons, im Sinne der Vorschriften über die Stilllegung von Waggons, unwirtschaftlich wäre 

oder die Betriebssicherheit nicht gewährleistet würde, wird er mit dem Auftraggeber weitere 

Vorgehensweise besprechen, die er aufgrund des Bandsystems der Reparatur, unverzüglich 

zurücksenden muss. Anfallende Kosten gemäß diesem Punkt der AGB trägt der Auftraggeber.    

5. Haftung für Mängel und Ansprüche aus Mängeln 
 

1.1 Als Mangel gilt jedes Nichtvorhandensein von erbrachten Dienstleistungen, in Folge dessen der 

Umfang, Qualität, Ergebnis und andere Eigenschaften der Dienstleistungen nicht im Einklang mit 

den im Vertrag festgelegten Anforderungen oder den gesetzlich geltenden Vorschriften oder 

einschlägigen technischen Standards sind. 

1.2 Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Werkgegenstand schnellstmöglich nach Übergabe des 

Werkgegenstandes zu besichtigen bzw. einen Rundgang zu vereinbaren. Der Auftraggeber hat 

dem Auftragnehmer die festgestellten Mängel unverzüglich nach Entdeckung des Mangels, 

spätestens jedoch bis zum Ablauf der Gewährleistungsfrist gemäß Punkt 1.4 der AGB, schriftlich 

mitzuteilen. 

1.3 Der Auftragnehmer gewährleistet Garantie für die Dauer von  

a) 12 Monaten, die für alle geprüften Einheiten gilt, 

b) 12 Monaten für Anstrich, 

c) 24 Monaten für neu eingebauten Ersatzteile.   



 

Die definierten Garantien beginnen an dem Tag zu laufen, an dem die Revision/Reparatur des 

Wagens abgeschlossen ist. Der Auftragnehmer haftet gegenüber dem Auftraggeber nicht für 

Mängel an Teilen, deren Verwendung der Auftraggeber vertragsgemäß für die Teile am Werk 

beantragt hat, es sei denn, sie waren vertragsgemäß einer Revision (bis in ihren Umfang) 

unterworfen.  

1.4 Der Auftraggeber verpflichtet sich, dem Auftragnehmer festgestellte Mängel unverzüglich 

schriftlich mitzuteilen und gleichzeitig dem Auftragnehmer einen qualifizierten schriftlichen 

Bericht, in dem die Mangelspezifikation sowie die genauen Umstände unter denen der Mangel 

aufgetreten ist, zu erstatten. Diese schriftliche Mitteilung wird vom Auftraggeber verständlich 

und inhaltlich klar, ausschließlich im geforderten Reklamationsformat unter Beachtung aller 

gesetzlichen Vorgaben und verbindlichen Vorschriften erfasst. Die Vertragsparteien haben 

vereinbart, dass nur eine ordnungsgemäße schriftliche Rüge seitens des Auftraggebers wird 

vom Auftragnehmer als eingeleitet gelten, und zwar erst an dem Tag, an dem eine solche 

umfassende schriftliche Mitteilung erfolgt ist. Die Kommunikationssprache zwischen den 

Vertragsparteien ist in solchen Fällen die slowakische Sprache (oder eine andere Sprache, die 

sich aus der jeweiligen Verordnung ergibt).  

1.5 Die geltend gemachten Ansprüche werden unter Beteiligung von Vertretern der beiden 

Vertragsparteien geprüft. Das Ergebnis der Untersuchung wird im Protokoll festgehalten, das 

als Grundlage für die Abrechnung der mit der Beseitigung der festgestellten Mängel 

verbundenen Kosten dient. Um jeden Zweifel auszuschließen, nehmen die Vertragsparteien in 

Kenntnis, dass ein anerkannter Mangel im Rahmen des Gewährleistungsverfahrens nur ein 

Mangel am Werk sein kann, der sich manifestiert hat oder aufgrund eines direkten ursächlichen 

Zusammenhangs mit der Fertigung des Werks durch den Auftragnehmer entstanden ist. Das 

Auftreten eines Mangels am Werk kann von den Vertragsparteien in keinem Fall als wesentliche 

Verletzung der Vertragsbedingungen seitens des Auftragnehmers beurteilt werden und kann 

unter keinen Umständen dazu führen, dass der Auftraggeber die Zahlung der Rechnung oder 

eines Teils davon verweigert oder die Zahlung nach dem Fälligkeitsdatum gemäß dem Vertrag 

verzögert. Der Auftragnehmer erklärt, dass er für den Fall, wenn Mängel am Werk auftauchen, 

die er im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit zu vertreten hat, eine Haftpflichtversicherung 

gegenüber Dritten und eine Haftpflichtversicherung aufgrund eines mangelhaften Produkts 

(Dienstleistung) abgeschlossen hat.  

1.6 Der Auftragnehmer wird die gerügten Mängel unverzüglich nach der Untersuchung beseitigen. 

Bei anerkannten Mängeln auf eigene Kosten, bei nicht anerkannten Mängeln auf Kosten des 

Auftraggebers. Der Auftragnehmer wird einen berechtigterweise geltend gemachten Mangel 

des Werks nach dessen Prüfung nach eigenem Ermessen ausschließlich durch Reparatur, 

Austausch des mangelhaften Teils oder seiner Baueinheit oder Modifikation/Änderung des 

Werks und stets nur in eigenen Reparaturkapazitäten beheben, soweit er mit dem Auftraggeber 

nichts anderes schriftlich vereinbart, es sei denn, der Auftragnehmer beauftragt zur 

wirtschaftlichen Leistungserbringung eine andere befugte Person, für die der Auftragnehmer 

  

 



 

gegenüber dem Auftraggeber im Umfang der bestellten und erbrachten Leistungen 

verantwortlich ist. Im Falle einer unberechtigten Reklamation umfassen die dem Auftraggeber 

vom Auftragnehmer in Rechnung gestellten Kosten unnütze Zeit (aller Zeitaufwand der Service- 

oder anderer beteiligten Arbeitskräfte des Auftragnehmers in Höhe von 45,-- EUR ohne 

MwSt./Normstunde/Person für die Feststellung, Bewertung und Verwaltung einer 

unberechtigten Rüge, sowie alle hiermit direkt verbundenen Kosten (Reise-, Transport-, 

Unterbringungs-, Abwicklungs-, technische Kosten...), mit denen der Auftraggeber 

einverstanden ist.   

1.7 Die Gewährleistungsfrist verlängert sich um Tage, in denen der Arbeitsgegenstand aufgrund 

anerkannter Gewährleistungsmängel vom Tag der Geltendmachung der Reklamation bis zum 

Tag der Mängelbeseitigung nicht für die Zwecke geeignet ist, für die er bestimmt ist.  

1.8 Während der Gewährleistungsfrist verpflichtet sich der Auftraggeber zur ordnungsgemäßen 

Bedienung, Nutzung und Wartung des übernommenen Gegenstands des Werks gemäß den 

Wartungs- und technischen Bedingungen und Vorschriften des Herstellers für einzelne 

Reparaturen. Der Auftraggeber ist ohne ausdrückliche schriftliche Zustimmung des 

Auftragnehmers während der Garantiezeit nicht berechtigt, an den Waggons, die Gegenstand 

der vertraglichen Garantie sind, jegliche Reparaturen, technische Änderungen, den Austausch 

von Teilen oder Baueinheiten (mit Ausnahme der gängigen Verbrauchsmaterialien und 

routinemäßiger Wartung) durchzuführen. Im Falle der Nichteinhaltung der Bestimmung gemäß 

dem vorstehenden Satz, haben die Vertragsparteien ausdrücklich vereinbart, dass es sich um 

einen unzulässigen Eingriff in das vom Auftragnehmer zu vertretenden Werk handelt, für den 

der Auftragnehmer verantwortlich ist, und der unzulässige Eingriff zum sofortigen Erlöschen der 

Garantie, die der Auftragnehmer dem Auftraggeber gewährt hat, führen wird. Der 

Auftragnehmer haftet nicht in solchem Fall für die bereits manifestierte Mängel am Werk sowie 

für etwaige sonstige Schäden, die durch die genannten Mängel in der Folgezeit durch einen 

unzulässigen Eingriff in das Werk des Auftragnehmers entstanden sind (versagender Anspruch). 

Für die Zwecke der Anwendung der Bestimmungen gemäß diesem Punkt wird davon 

ausgegangen, dass der Auftraggeber auch für alle Dritten, die gemäß Anweisungen, 

vertraglichen Vereinbarungen oder im Namen des Auftraggebers gehandelt haben oder hätten 

handeln müssen, die volle Verantwortung trägt.  

1.9 Die Gewährleistung gilt weder für gewaltsame Beschädigung des Vertragsgegenstandes, noch 

für Mängel, die auf unsachgemäße und ungeeignete Bedienung zurückzuführen sind, sowie nicht 

für Mängel, die durch atmosphärische oder statische Elektrizität oder Überspannung verursacht 

wurden und nicht für Schäden, die durch Dritte, auch nicht für Schäden die außerhalb des Willens 

des Auftragnehmers verursacht wurden (Vandalismus, Elementarereignis u. a.)   

1.10 Werden während des Betriebs der Waggons technische Mängel oder Mängel am Wagen 

festgestellt, die auf andere Weise als im Modernisierungsauftrag behoben werden müssen, gilt 

dies nicht als Reklamation.  



 

1.11 Sollte während der Ausführung des Vertragsgegenstandes zur Änderung der technischen Lösung 

(Betriebsanpassung) kommen, werden diese Änderungen gesondert vereinbart, bewertet, 

genehmigt vom Auftragnehmer und Auftraggeber und die Lieferfrist um Zeit der 

Werkausführungen, die für die Änderung der technischen Lösung des Vertragsgegenstandes 

notwendig sind, verlängert.  

1.12 Die Gewährleistungsfrist verkürzt sich um den Zeitraum, der die Zeitdifferenz darstellt (in 

Tagen), die aufgrund der Nichterfüllung der Verpflichtungen des Auftraggebers, den 

fertiggestellten Vertragsgegenstand innerhalb der vereinbarten Frist bis zum Datum seiner 

tatsächlichen Abnahme zu übernehmen, auftreten wird. 

6. Umstände, die eine Haftung ausschließen 
 
1.1 Als höhere Gewalt gelten Fälle, die nicht vom Willen der Vertragsparteien abhängig sind und 

von diesen nicht beeinflusst werden können, wie etwa Naturkatastrophen, die Ausrufung des 

Ausnahmezustands, Notstands, die Entstehung und Ausbreitung einer Epidemie/Pandemie, 

Maßnahmen der Regierung im Zusammenhang mit Beschränkungen aus welchem auch Grund, 

Kriegskonflikte und deren Folgen.  

1.2 Der Auftragnehmer ist für die Nichterfüllung seiner Verpflichtungen aus dem Vertrag nicht 

verantwortlich, wenn die Nichterfüllung auf höhere Gewalt zurückzuführen ist, die höhere 

Gewalt oder ihre Folgen zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht vorhersehbar waren, die 

höhere Gewalt oder ihre Folgen nicht verhindert, vermieden oder überwunden werden 

konnten. 

1.3 Wird die Vertragserfüllung aufgrund des Eintritts höherer Gewalt unmöglich, hat die Partei, die 

sich auf höhere Gewalt berufen möchte, innerhalb von 14 Tagen nach Eintritt der höheren 

Gewalt die andere Partei aufzufordern, den Vertrag in Bezug auf dessen Gegenstand, Preis und 

Zeitpunkt der Leistungserbringung zu ändern. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, den etwaigen 

Eintritt von Hindernissen und Folgen für die Erfüllung der Vertragspflichten unverzüglich 

mitzuteilen.  

1.4 Gemäß dem Vertrag entbindet der Eintritt höherer Gewalt den Auftragnehmer von der 

Verpflichtung zur Zahlung des Schadensersatzes oder anderen Sanktionen.   

7. Sanktionsmaßnahmen 
 
1.1 Die Vertragsparteien haben vereinbart, dass im Falle der nicht ordnungsgemäßen und 

fristgerechten Zahlung der im Rahmen des Vertrags ausgestellten Rechnung oder eines Teils davon 

durch den Auftraggeber, steht dem Auftragnehmer Anspruch auf Vertragsstrafe in folgender Höhe 

zu: i) innerhalb der In den ersten 10 Tagen nach Fälligkeit beträgt die vereinbarte Vertragsstrafe 

pauschal 50,-- EUR für jeden Verzugstag nach Fälligkeit der Rechnung und ii) ab dem 11 Tag nach 

Fälligkeit  ist eine Vertragsstrafe für jeden Tag der Verspätung nach der Rechnungsfälligkeit in Höhe 

der Pauschale von 100,-- EUR vereinbart.  



 

Entscheidend für den Anspruch des Auftragnehmers auf eine Vertragsstrafe ist jeder vom 

Auftraggeber nicht rechtzeitig gezahlte Betrag aus der entsprechenden Rechnung des 

Auftragnehmers. Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass die rechtzeitige Zahlung der 

Rechnung für den Auftragnehmer von wesentlicher und wirtschaftlicher Bedeutung ist und 

sieht daher die Höhe der Vertragsstrafe gemäß diesem Punkt der AGB für entsprechend und 

angemessen an.    

1.2 Durch die Zahlung der Vertragsstrafe entbindet sich der Auftraggeber nicht von der 

Verantwortung für etwaige Schäden, die er dem Auftragnehmer verursacht hat oder für 

sonstige Ansprüche des Auftragnehmers, die im Zusammenhang mit dem Vertrag aufgrund der 

(Nicht-) Handlung des Auftraggebers entstanden sind. 

1.3 Alle wesentlichen Verletzungen der Vertragsbestimmungen aufgrund deren einer der 

Vertragsparteien das Recht auf Abrechnung von Vertragsstrafen im Rahmen dieses Vertrages 

entsteht, werden als wesentliche Verletzungen der Vertragsbedingungen angesehen.  

 

 

8. Zustellung 
 
1.1 Die Vertragsparteien haben vereinbart, dass alle Mitteilungen, Berichte, Aufforderungen, 

Aufträge und sonstige Schriftstücke, die im Zusammenhang mit dem Vertrag an die andere 

Vertragspartei übermittelt werden, als an die andere Vertragspartei zugestellt gelten, sofern im 

Vertrag nichts anderes bestimmt ist,     

a)  bei Zustellung per Post, Kurier oder bei persönlicher Zustellung, durch Übergabe der 

Schriftstücke an die andere Vertragspartei, wobei bei Zustellung per Post das 

Schriftstück per Einschreiben zu versenden ist (in einem Umschlag gegen Rückschein) 

an die im Vertrag angegebene Adresse der Vertragspartei. Als Tag der Zustellung des 

Schriftstücks gilt auch der Tag, an dem die jeweilige Vertragspartei, die der Empfänger 

ist, die Annahme des zugestellten Schriftstücks verweigert, oder der dritte Tag nach 

dem Tag der Hinterlegung der per Post zugestellten Einsendung bei der Post oder der 

an der Zustellung aufgeführte Tag, die per Post der Vertragspartei zugestellt wurde, 

ein nachweislicher Vermerk eines Postangestellten „Der Empfänger ist umgezogen“, 

„Der Empfänger ist unbekannt“ oder ein anderer Vermerk mit ähnlicher Bedeutung; 

b)  bei Zustellung per elektronische Post (E-Mail) am nächsten Werktag um 10:00 Uhr nach 

dem Tag des Versands. 

1.2  Im Falle einer Änderung des Namens, des Sitzes, der Korrespondenzadresse, der 

E-Mail-Adressen von Vertretungsorganen berechtigter Vertreter, der Bankverbindung und der 

Kontonummer wird die von dieser Änderung betroffene Vertragspartei die andere 

Vertragspartei hierüber schriftlich und ohne überflüssige Verzögerung informieren.  



  

9. Schlussbestimmungen  
 

1.1 Die Vertragsparteien sind verpflichtet, über Tatsachen kaufmännischer, produktionstechnischer 

oder technischer Art im Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit beider Vertragsparteien, die 

einen tatsächlichen oder zumindest potenziellen materiellen oder immateriellen Wert haben 

Geschäftsgeheimnis zu wahren, die in den einschlägiger Fachkreisen jedoch nicht zugänglich 

sind, sollten nach dem Willen einer der Vertragsparteien vertraulich behandelt werden und 

diese Vertragspartei ihre Vertraulichkeit in angemessener Weise  entsprechend gewährleistet. 

Für den Fall, dass der Auftragnehmer oder der Auftraggeber die Bestimmungen dieser AGB zum 

Schutz vertraulicher Informationen verletzt, ist er verpflichtet, dem Geschädigten den daraus 

entstehenden Schaden zu ersetzen. 

1.2 Die in diesen AGB nicht geregelten Rechte und Pflichten der Vertragsparteien werden zwischen 

den Vertragsparteien nach den einschlägigen Bestimmungen des Gesetzes Nr. 513/1991 Slg. des 

Handelsgesetzbuches in der jeweils gültigen Fassung und anderen allgemein verbindlichen 

Rechtsvorschriften der Slowakischen Republik geregelt.  

1.3 Sollte sich eine oder mehrere Bestimmungen dieser AGB als unwirksam erweisen oder im 

Widerspruch zu allgemein verbindlichen Rechtsvorschriften stehen, bleiben die übrigen 

Bestimmungen dieser AGB davon unberührt und behalten ihre Gültigkeit. Sowohl der 

Auftragnehmer als auch der Auftraggeber sind sich darüber einig, dass solche ungültigen 

Bestimmungen durch neue Bestimmungen ersetzt werden, sodass sie dem Sinn und Zweck der 

ursprünglichen Bestimmungen möglichst nahekommen.   

1.4 Diese AGB regeln die Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und dem Auftraggeber 

im vertraglich ungeregelten Umfang. Die Vertragsbestimmungen haben Vorrang vor den 

Bestimmungen der AGB. Der Auftragnehmer und der Auftraggeber können ihre Rechte und 

Pflichten im Vertrag abweichend von diesen AGB schriftlich ändern.   

1.5 Alle Streitigkeiten zwischen den Vertragsparteien werden, sofern sie nicht einvernehmlich 

gelöst werden, sachlich und örtlich vom zuständigen allgemeinen Gericht in der Slowakischen 

Republik entschieden. 

In Šurany am 01.01.2024 
 


